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DIE BRANCHE IM ÜBERBLICK  

Zu den Branchen der Energiewirtschaft zählen alle Unter-
nehmen, die Energie (Strom oder Gas) erzeugen, diese ver-
teilen oder mit ihr handeln. Ebenso gehören Unternehmen 
dazu, die Kälte- oder Wärmeversorgung betreiben. Der hier 
vorliegende Themenreport betrachtet die Branche in ihrer 
Gesamtheit und unterscheidet somit nicht zwischen Kraft-
werks- oder Netzbetreibern, obgleich diese sehr unterschied-
liche Aufgaben übernehmen und Überschneidungen durch 
die Wettbewerbspolitik zunehmend behoben werden. Die 
verwendete Definition nach der Wirtschaftszweiggliederung 
von 2008 stimmt auch mit den verwendeten statistischen 
Quellen des Statistischen Bundesamtes überein, die nicht 
zwischen der Erzeugung, der Übertragung oder der Vertei-
lung differenzieren. Die in diesem Themenreport getroffenen 
Aussagen, sollten daher immer vor dem Hintergrund dieser 
Definition gesehen werden. 

 

Die Branchenentwicklung unterliegt starken Schwankungen, 
die von politischen Strömungen, der konjunkturellen Situati-
on sowie von den Preisentwicklungen auf den internationa-
len Rohstoffmärkten bestimmt wird. So stieg im Vorfeld der 
Wirtschaftskrise der Branchenumsatz - bedingt durch Preis-
erhöhungen für Erdgas und Erdöl – um fast 16% an. Bereits 
im Folgejahr ging der Umsatz infolge der gesunkenen End-
nachfrage seitens der Industrie sowie fallender Preise zu-
rück. Die positive Konjunkturentwicklung seit dem Jahr 2010 
sorgt für eine Erholung des Branchenumsatzes, die mit 
Preiserhöhungen einhergeht.  

Mit der im Frühjahr 2011 beschlossenen Energiewende, die 
den Ausstieg aus der Atomenergie bis zum Jahre 2022 fest-
legt, erhält der Ausbau der Erneuerbaren Energien (EE) in 
Deutschland zunehmende Bedeutung, da das Ziel festgelegt 
wurde, bis zum Jahre 2050 die Energieversorgung überwie-
gend aus EE zu gewährleisten. In der Novelle des Erneuer-
baren-Energien-Gesetzes (EEG-Gesetz), das zum 
1. April 2012 in Kraft getreten ist, sind die Förderrichtlinien 
erneut an die deutlich sinkenden Kosten für die jeweiligen 
EE-Anlagen angepasst worden sowie an die teilweise exis-
tierende Überförderung im Photovoltaik- und Biomasseanla-
gen-Bereich. Zusätzliche Gesetzesinitiativen aus dem Bun-
desumweltministerium wollen die über die EEG-Umlage 
gestiegenen Strompreise nach oben begrenzen.1 Dies soll in 
erster Linie über eine Ausweitung der Basis derjenigen, die 
die Umlage zahlen, erreicht werden. Eine größere Reform 
                                                

 

1 BMU (2013). 

Definition der  
Energiewirtschaft 

Allgemeine Entwicklung 

EEG-Umlage 
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nach der Bundestagswahl im September 2013 ist absehbar. 
Insgesamt beeinflussen die steigenden Strompreise den 
Branchenumsatz positiv, wenngleich die EEG-Umlage ein 
durchlaufender Posten ist. 

Aufgrund hoher Infrastrukturaufwendungen sowie der inter-
nationalen Vorleistungsverflechtung sind die Markteintritts-
barrieren in die Energiebranchen sehr hoch und führen dazu, 
dass trotz der durch die EU forcierten Liberalisierung der 
Energiemärkte immer noch 90% des gesamten Produkti-
onswertes von Großunternehmen generiert werden. Dabei 
sind allein die vier marktbeherrschenden Unternehmen 
RWE, E.on, Vattenfall und EnBW für etwas über 40% der 
Stromlieferung an den Endverbraucher zuständig. Die Bran-
che weist damit starke Konzentrationszüge auf. Gestützt 
durch die Deregulierungsbestrebungen der EU sowie durch 
den Ausbau der Erneuerbaren Energien bricht jedoch die 
Marktmacht der vier Großunternehmen zunehmend auf. Vor 
allem Kommunen engagieren sich im Energiesektor. Über 
Investitionen in Wind-, Solar-, Biomasse- und Gaskraftwerke 
wollen sie sich von den großen Versorgern unabhängiger 
machen und Teile der erzielbaren Gewinne abschöpfen. Die 
in der EEG-Novelle beschlossene Vergütung ermöglicht eine 
schnelle Refinanzierung und bietet den Kommunen Investiti-
onssicherheit. 

Für die Rendite der Energiewirtschaft insgesamt bedeutet 
die Energiewende zunächst eine Reduzierung. Die ohnehin 
dominierenden Materialaufwendungen werden durch die 
weiterhin bestehenden Kosten für die Instandhaltung des 
Kraftwerkeparks sowie für den Ausbau der Netze durch den 
vorgezogenen Rückbau der Kernkraftwerke und die Brenn-
elementesteuer belastet. Die Personalaufwendungen sind 
mit einem Anteil von unter 5% gering und nehmen zuguns-
ten der Materialaufwendungen weiter ab. 

 

Nach der Wirtschaftszweiggliederung von 2008 vereint die 
Energieversorgung die Elektrizitäts-, die Gas- sowie die 
Kälte- und Wärmeversorgung. Mit einem Umsatzanteil von 
über 80% ist die Elektrizitätsversorgung (WZ-35.1) der be-
deutendste Sektor der Branche. In den kommenden Jahren 
wird der WZ-35.1 seinen Anteil voraussichtlich noch weiter 
ausbauen können. Die Gasversorgung (WZ-35.2) erwirt-
schaftet weniger als 14% der Energiewirtschaft und die 
Kälte- und Wärmeversorgung (WZ-35.3) generiert gut 2,5% 
des Branchenumsatzes. 

 

Klassifikation 
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In 2011 belief sich der Produktionswert der Branche auf 
137 Mrd. Euro. Die hier ausgewiesene Prognose zeigt, dass 
die Energiewirtschaft ihre Produktion von einem hohen 
Niveau aus weiter steigern kann (siehe Tabelle 1). Die Bran-
che kann aber bis zum Ende der Projektion nicht die ge-
wohnte Wachstumsdynamik erreichen, die sie bislang aus-
gezeichnet hat. Bis zum Jahre 2015 ist von sinkenden 
Wachstumsraten auszugehen.  

Der seit über zehn Jahren andauernde Beschäftigungsabbau 
wird sich auch im prognostizierten Zeitraum bis 2015 fortset-
zen (siehe Tabelle 1). Der stärkste Beschäftigungsrückgang 
wird – vergleichbar mit dem Umsatz - bei der Gasversorgung 
gemessen. 

Tabelle 1: Prognose bis 2015 

 

 

 

 

Quelle: eigene Berechnungen 

Prognose 
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WIRTSCHAFTLICHE ENTWICKLUNG  

Der Primärenergieverbrauch in Deutschland lag in 2012 bei 
13.512 PJ. Damit ist der Energieverbrauch gegenüber dem 
Vorjahr geringfügig um 0,75% gestiegen. Ursächlich für 
diese Entwicklung sind die nachlassende Konjunktur sowie 
die hohen internationalen Energiepreise, die den Zuwachs 
im Energieverbrauch gedrosselt haben. Ferner hat die zu-
nehmende Energieeffizienz den Energiekonsum gedämpft. 
Der leichte Anstieg geht in erster Linie auf den höheren 
Wärmeverbrauch infolge der kalten Witterungsverhältnisse 
der ersten Jahreshälfte 2012 sowie auf den Schalttag zu-
rück.  

Im Vergleich zum Vorjahr ist der Primärenergieverbrauch vor 
allem zugunsten der Erneuerbaren Energien (+7,8%) sowie 
der Braunkohle (+5,1%) angestiegen. Letzterer ist jedoch im 
Wesentlichen auf die Inbetriebnahme eines neuen Kraftwer-
kes zurückzuführen. Durch die Abschaltung alter Kraftwerke 
zum Ende des Jahres 2012 sollte der Braunkohleanteil im 
Jahr 2013 wieder zurückgehen. Beim Endenergieverbrauch, 
der im Vergleich zum Primärenergieverbrauch den Eigen-
verbrauch einschließlich der Verluste des Energiesektors 
selbst sowie den nichtenergetischen Verbrauch unberück-
sichtigt lässt, ist seit Mitte der 90er Jahre ein Rückgang um 
10% erkennbar, der vor allem auf einen geringeren Energie-
verbrauch der privaten Haushalte sowie des Gewerbes, des 
Handels und des Dienstleistungsbereiches zurückgeht (siehe 
Abbildung 1). Der Endenergieverbrauch lag in 2011 bei 
8.750 PJ.2 

Bezogen auf den Energieverbrauch nach Energieträgern 
nimmt der Mineralölanteil einen Drittel des gesamten Primär-
energieverbrauchs ein, gefolgt von Erdgas, mit einem Anteil 
von 21% im Jahre 2012. Stein- und Braunkohle stehen ge-
meinsam für knapp ein Viertel am Primärenergieverbrauch. 
Aus der Kernenergie stammen 8% der verwendeten Primär-
energie. Dieser Energieträger liegt damit hinter den Erneuer-
baren Energien, die zuletzt fast 12% an der gesamten Pri-
märenergie in Deutschland eingenommen haben.  

Betrachtet man die Entwicklung von der Jahrtausendwende 
bis 2012 hat sich der Anteil der Erneuerbaren Energien am 
Energiemix mehr als vervierfacht, während die Kernenergie, 
das Mineralöl sowie die Steinkohle deutlich an Gewicht ver-
loren haben (siehe Tabelle 2).  

                                                

 

2 Der Endenergieverbrauch für das Jahr 2012 lag bei Redaktionsschluss noch nicht vor. 

Primärenergie 

Verbrauch nach  
Energieträgern 
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Tabelle 2: Primärenergieverbrauch in Deutschland na ch 
Energieträgern von 2000 bis 2012 

 
Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen - Auswertungstabellen Sep-
tember 2012 und Primärenergieverbrauch 2012, eigene Zusammenstel-
lung 

Die Endnachfrage nach Energie verteilte sich im Jahre 2011 
zu je rd. 30% auf die Industrie3 sowie den Verkehrssektor. 
Die privaten Haushalte waren für ein Viertel der Nachfrage 
verantwortlich und das Gewerbe, der Handel und die Dienst-
leistungen (GHD) fragten nur gut 15% nach. Im Zeitvergleich 
fällt auf, dass der Bereich GHD nahezu permanent zuguns-
ten der anderen Sektoren als Endverbraucher an Bedeutung 
verloren hat (siehe Abbildung 1). Absolut betrachtet ist der 
Energiekonsum des GHD sogar um 22,5% seit 1990 zurück-
gegangen. 

Abbildung 1: Verteilung des Endenergieverbrauchs 
(2011) 

 
Quelle: BMWi (2012), eigene Zusammenstellung  
                                                

 
3 Verarbeitendes Gewerbe und übriger Bergbau. 

WR in %
PJ Anteil PJ Anteil PJ Anteil 2000-2012

Braunkohle 1.550       10,8  1.562       11,6  1.642       12,2  5,9

Steinkohle 2.021       14,0  1.621       12,1  1.671       12,4  -17,4

Mineralöl 5.499       38,2  4.537       33,8  4.513       33,4  -17,9

Erdgas 2.985       20,7  2.808       20,9  2.835       21,0  -5,0

Kernenergie 1.851       12,9  1.178       8,8  1.080       8,0  -41,7

Erneuerbare 
Energien

417       2,9  1.465       10,9  1.578       11,7  278,8

Sonstiges 1 78       0,5  242       1,8  193       1,4  148,1

Insgesamt 14.401       100,0 13.412       100,0 13.512       100,0 -6,2

1   Sonstige Energieträger: Grubengas, nicht-erneuerbare Abfälle und Abw ärme, Pumperzeugung Wasser sow ie 
Stromaustauschsaldo.

2 vorläufige Zahlen (Stand: 19.12.2012)

2012²20112000

Endenergieverbrauch 
nach Sektoren  
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Der Energieverbrauch der Industrie in Deutschland schwankt 
mit der Konjunktur, wobei die Industrie ihren Verbrauch von 
1990 bis 2011 um immerhin 12% reduziert hat. Auch die pri-
vaten Haushalte konnten ihre Nachfrage senken (um fast 
7,5%), während der Verkehrssektor insgesamt 8% mehr 
Energie nachfragt und seinen Anteil von fast 30% seit Ende 
der 90er Jahre konstant hält. Die sichtbaren Anteilsverschie-
bungen des Endenergieverbrauchs finden zwischen der In-
dustrie und den privaten Konsumenten statt. 

Obgleich die industrielle Produktion zunimmt, konnte die 
Industrie ihren Energieverbrauch in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten reduzieren. Dies zeigt, dass dieser Sektor 
Energie effizienter einsetzt und die Maschinen und Geräte 
mit einer effizienteren Energietechnik arbeiten. 

Die Nachfrage seitens der Industrie wird in erster Linie von 
der metallverarbeitenden Industrie bestimmt. Dieser Bereich 
war 2010 für 31,2% des industriellen Verbrauchs verantwort-
lich. Mit deutlichem Abstand folgt mit gut 19% die chemische 
Industrie. Die Gewinnung und Verarbeitung von Steinen und 
Erden, das Ernährungs- und Tabakgewerbe sowie das Pa-
piergewerbe stellen mit jeweils rd. 8-10% wichtige Nachfra-
gebranchen dar. Der Fahrzeugbau fragt knapp 5% der in-
dustriellen Energie nach. Mit einem Anteil von jeweils rd. 
3,5% verwenden der Maschinenbau, das Glas- und Kera-
mikgewerbe sowie das Gummi- und Kunststoffgewerbe die 
geringsten Energieeinheiten (siehe Abbildung 2).4 

Abbildung 2: Endenergieverbrauch der Industrie (201 0) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: AG Energiebilanzen (2011a), eigene Zusammenstellung  

                                                

 

4 AG Energiebilanzen (2011a), Tabelle 10. 

Industrieller Verbrauch 
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Dabei konzentriert sich die Energienachfrage der Industrie 
auf Gase (35,2%) und Strom (30%). Kohle steht mit einem 
Anteil von 14,5% mit deutlichem Abstand an dritter Stelle. 
Die Bedeutung von Kohle war 1990 noch doppelt so hoch, 
geht aber seit Mitte der Neunziger deutlich zurück. Ein 
Grund hierfür ist die energieärmere Produktionsmethode von 
Stahl in Elektroöfen, die sich ab diesem Zeitpunkt etabliert.5 
Ferner hat der im Jahre 2005 eingeführte Emissionshandel 
zu einer Reduzierung des Kohleanteils geführt. Die Energie-
träger Mineralöl und Fernwärme werden in der Industrie zu 
4,5% bzw. 7,7% verwendet (siehe Abbildung 3). 

Abbildung 3:  Energieverbrauch der Industrie in 2011 
nach Energieträgern 

 

 

 

 

 

 

Quelle: AG Energiebilanzen (2012c), eigene Zusammenstellung  

Der Verkehrssektor ist für 29,4% der Endenergienachfrage 
verantwortlich und hat seinen Energieverbrauch in der Zeit 
von 1990 bis 2011 um 8% gesteigert. Dies ist für den Zeit-
raum von 1990 bis 2000 in erster Linie auf den wachsenden 
LKW-Verkehr zurückzuführen, der nach der Wiedervereini-
gung spürbar angezogen ist. Mit der Jahrtausendwende 
wächst der Luftverkehr stärker als der der LKW-Verkehr. 
Ersterer nimmt zwar insgesamt einen geringen Anteil am 
Gesamtverkehr ein, die Verkehrsleistung6 im Luftverkehr hat 
sich aber seit dem Jahre 2000 nahezu verdoppelt, während 
die Verkehrsleistung im Straßengüterverkehr im Vergleich 
zur Luftfracht um lediglich 25% angestiegen ist.7  

Betrachtet man den Endenergieverbrauch des Verkehrssek-
tors (Abbildung 4), fällt die dominierende Rolle des Straßen-
verkehrs mit über 80% auf. An zweiter Stelle steht mit wei-
tem Abstand der Luftverkehr, der 13,5% der vom Verkehrs-

                                                

 

5 Lutz, C., Meyer, B., Nathani, C. & Schleich, J. (2006), S. 14ff und AG Energiebilanzen (2012c), Tabelle 4.1. 
6 Gemessen in Tonnenkilometern. 
7 Verkehr in Zahlen 2012/2013, B7. 

Verbrauch des Verkehrs-
sektors  
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sektor nachgefragten Endenergie verwendet. Der Schienen-
verkehr nimmt einen Anteil von 3% ein, während die Schiff-
fahrt einen minimalen Anteil von 0,4% hat. 

Abbildung 4 : Endenergieverbrauch im Verkehrssektor 
(2011) 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Verkehr in Zahlen (2012/ 2013), eigene Zusammenstellung  

Der Großteil des Energieverbrauchs (98,5%) geht auf me-
chanische Energie zurück, d.h. auf die Energie, die für den 
Antrieb benötigt wird. Zu über 90% werden hierfür Kraftstoffe 
aus Mineralöl nachgefragt. Erneuerbare Energien kommen 
im Verkehrssektor mit knapp 5% an zweiter Stelle zum Ein-
satz, gefolgt von Strom mit einem geringen Anteil von 2,3%.8 
Die Bedeutung von Strom dürfte in den kommenden zehn 
Jahren infolge der Entwicklung und Förderung von Elektro-
fahrzeugen erheblich zunehmen. Das Ziel der Bundesregie-
rung ist es, bis 2020 Leitmarkt für Elektromobilität zu wer-
den. Sie strebt bis zu diesem Zeitpunkt eine Million Elektro-
fahrzeuge in Deutschland an.9 

Abbildung 5: Energieverbrauch des Verkehrssektors 
nach Energieträgern in 2011 

 

 

 

 

 

Quelle: AG Energiebilanzen (2012c), eigene Zusammenstellung  

                                                

 

8 AG Energiebilanzen (2011c) Tabelle 8 und AG Energiebilanzen (2012c). 
9 Bundesregierung (2009), S. 17ff. 
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Die privaten Haushalte sind für insgesamt 25% des End-
energieverbrauchs verantwortlich. Damit hat sich ihr Anteil 
im Vergleich zum Vorjahr um drei Prozentpunkte gesenkt. 
Insgesamt konnten sie ihren Konsum seit 1990 um fast 7,5% 
reduzieren, was in erster Linie mit energieeffizienteren Gerä-
ten, mit umfangreichen Sanierungsmaßnahmen an Gebäu-
den sowie mit neuen Heiztechniken zusammenhängt.  

Abbildung 6: Endenergieverbrauch der privaten Haus-
halte (2010) 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: AG Energiebilanzen (2011a), eigene Zusammenstellung  

Dabei fragen Haushalte in erster Linie Raumwärme nach 
(fast 75%). An zweiter Stelle benötigen sie Energie für die 
Warmwasseraufbereitung (gut 12%). Nur 4% der nachge-
fragten Energie wird zum Kühlen verwendet und 3,2% für die 
Nutzung von ITK-Geräten. Die Beleuchtung spielt mit unter 
2% eine untergeordnete Rolle bei der Energienachfrage der 
privaten Haushalte. Ebenso ist der Anteil der Energie, den 
sie für den mechanischen Antrieb benötigen mit 0,5% sehr 
gering.10 

Am häufigsten setzen die Haushalte in Deutschland Gas als 
Energiequelle ein (38,4%), gefolgt von Mineralöl (21,8%) und 
Strom (19,6%). Erneuerbare Energien werden mittlerweile zu 
11,3% von den privaten Haushalten bezogen. Vor 20 Jahren 
waren es lediglich gut 1%. Sie nehmen damit ein größeres 
Gewicht ein als die Fernwärme, die zu 7% eingesetzt wird. 
Durch die Modernisierung der Heizungsanlagen infolge der 
Wiedervereinigung spielt Kohle bei einem Anteil von unter 
2% eine untergeordnete Rolle bei der Energieversorgung der 
Haushalte. 

  

                                                

 

10 AG Energiebilanzen (2012c), Tabelle 7. 

Energienachfrage der 
privaten Haushalte 
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Abbildung 7: Energieverbrauch der privaten Haushalt e 
in 2011 nach Energieträgern 

 

 

 

 

 

 

Quelle: AG Energiebilanzen (2012c), eigene Zusammenstellung  

Die geringste Nachfrage nach Energie stammt vom Gewer-
be, dem Handel sowie dem Dienstleistungsbereich (GHD). 
Sie fragten in 2010 lediglich 15,5% der Endenergie nach. Im 
Verhältnis zu ihrer Nachfrage in 1990 haben sie ihren Ener-
gieverbrauch damit um 22,5% reduziert. 

Knapp die Hälfte ihrer nachgefragten Energie verwenden sie 
zum Heizen von Räumen. Vor der Wirtschaftskrise war es 
noch etwas über die Hälfte gewesen, was - ähnlich wie bei 
den privaten Haushalten - mit einem verbesserten Gebäude-
zustand zusammen hängen könnte. An zweiter Stelle folgt 
die mechanische Energie mit einem Anteil von 15,6%. 
Knapp 15% der von ihnen verwendeten Energie benötigt das 
GHD für die Beleuchtung. Die Nutzung von IKT-Geräten 
sorgt für einen Verbrauchsanteil von 5,5%. 

Abbildung 8: Endenergieverbrauch des GHD (2010) 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: AG Energiebilanzen (2011a), eigene Zusammenstellung  

Über ein Drittel der Energie bezieht der Bereich GHD dabei 
in Form von Strom (36,6%), der in erster Linie zur Beleuch-
tung eingesetzt wird. Zu gut 28% setzt das GHD Gase ein - 
überwiegend zur Raumwärme; gefolgt von Mineralöl (23%), 
das ebenfalls zum Beheizen der Räume verwendet wird. 

Nachfragestruktur des 
Gewerbes, des Handels 
und des Dienstleis-
tungsbereichs 



gws Themenreport  2013/1  

 

 
 

© GWS mbH 2013 

 

13 

 

Andere Energieträger werden nur in sehr begrenztem Um-
fang eingesetzt.11 

Abbildung 9: Energieverbrauch des GHD in 2011 nach 
Energieträgern 

 

 

 

 

 

 

Quelle: AG Energiebilanzen (2012c), eigene Zusammenstellung  

  

                                                

 

11 AG Energiebilanzen (2012c), Tabelle 3. 
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Der Endenergieverbrauch in den einzelnen  
Bundesländern  

In den einzelnen Bundesländern steht der Energieverbrauch 
in Abhängigkeit zur Größe des Landes, der Einwohnerzahl 
sowie zur jeweiligen Wirtschaftsstruktur. Den höchsten End-
energieverbrauch hat Nordrhein-Westfalen, das fast ein Vier-
tel des gesamten Energiebedarfs Deutschlands nachfragt 
und zugleich den höchsten Bevölkerungsanteil in Deutsch-
land aufweist. An zweiter und dritter Stelle stehen der Frei-
staat Bayern mit einem Anteil von 14,9% und Baden-
Württemberg mit einem Anteil von fast 12%. Ihr jeweiliger 
Bevölkerungsanteil bewegt sich auf einem vergleichbar 
hohen Niveau. Den geringsten Verbrauch hat der Stadtstaat 
Bremen, der nur etwas über 1% der gesamten Endenergie in 
Deutschland nachfragt und mit 0,8% das Bundesland mit 
dem geringsten Bevölkerungsanteil in Deutschland ist.  

Tabelle 3: Verteilung des Endenergieverbrauchs und der 
Bevölkerung in Deutschland (2009) 12 

 
Quelle: Länderarbeitskreis Energiebilanzen (2012a), VGRdL (2012), eige-
ne Berechnung 

Bezieht man den Energiekonsum innerhalb eines Bundes-
landes auf den Verbrauch in den einzelnen Verbrauchssek-
toren, zeigt sich aufgrund der unterschiedlichen Wirtschafts-
strukturen der Länder ein sehr heterogenes Bild (siehe Ab-
bildung 10). Dieses wird insbesondere durch die Zusam-
mensetzung der unterschiedlichen Industriezweige, d.h. das 
Verarbeitende Gewerbe inkl. Bergbau innerhalb eines Bun-
                                                

 

12 Der Endenergieverbrauch nach Bundesländern liegt nur bis 2009 vollständig vor. 

Regionale Nachfra-
gestruktur 

Regionaler Verbrauch 
nach Sektoren  
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deslandes, bestimmt. Je nach Energieintensität der vertrete-
nen Branchen fällt der Energiekonsum eines Bundeslandes 
höher oder niedriger aus (siehe auch Abbildung 2).  

Der im Vergleich zum Bund (26,4%) höchste Energiekonsum 
für Industrie  fällt auf das Saarland mit 53,3%. Im Saarland 
korrespondiert dieser hohe Energiebedarf mit der Bedeutung 
des Produzierenden Gewerbes für die Bruttowertschöpfung 
des Landes aufgrund der dort ansässigen Stahlindustrie.13 
Einen überdurchschnittlichen Energieanteil für Industrie ha-
ben ferner Bremen (49,4%) und Sachsen-Anhalt (42,2%). Im 
Falle Bremens liegt dies ebenfalls in der Energieintensität 
der dort ansässigen Stahlindustrie begründet – immerhin 
40% des gesamten Endenergieverbrauchs fließen in Bremen 
in die Stahlerzeugung! Dabei nimmt das Produzierende Ge-
werbe für die Wertschöpfung Bremens jedoch insgesamt ei-
ne verhältnismäßig geringe Bedeutung ein.14 In Sachsen-
Anhalt erklärt sich der hohe Energieverbrauch wieder mit der 
relativen Bedeutung des Produzierenden Gewerbes – insbe-
sondere der chemischen Industrie – für die Bruttowertschöp-
fung des Landes.  

Einen weit unterdurchschnittlichen Energieanteil für Industrie 
verwenden hingegen Berlin (6,2%), Hessen (12,7%) und 
Mecklenburg-Vorpommern mit 14,3%. Diese Bundesländer 
zeichnen sich ihrerseits durch eine geringe Bedeutung des 
Produzierenden Gewerbes für ihre jeweilige Bruttowert-
schöpfung aus.  

Abbildung 10: Endenergieverbrauch in den Bundesländ ern  

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: Länderarbeitskreis Energiebilanzen (2012c), BMWi Energiedaten 
(2012), eigene Berechnung 

                                                

 

13 Statistisches Amt Saarland (2012). 
14 Länderarbeitskreis Energiebilanzen (2012b). 
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Für Verkehr  fragen vor allem Hessen (44,6%), Bayern 
(34,2%) und Hamburg (32,9%) anteilig mehr Energie nach 
als der Bund (29,3%). Dabei sind die Flughäfen für den ho-
hen Endenergieverbrauch dieser drei Bundesländer sowie 
zusätzlich der Hafen im Falle Hamburgs bedeutend. So fragt 
der Luftverkehr in Hessen gut die Hälfte der Endenergie des 
Verkehrssektors nach – die andere Hälfte fällt auf den Stra-
ßenverkehr.15 In Bayern ist die Bedeutung des Flugverkehrs 
nicht so stark ausgeprägt, aber es entfallen immerhin noch 
über 15% des Endenergieverbrauchs auf den Luftverkehr.16 
Im Fall von Hamburg ist nicht der Hafen als solcher für den 
höheren Energieverbrauch verantwortlich, sondern der Stra-
ßenverkehr, der die Waren zum Hafen hin und vom Hafen 
weg transportiert.17  

Das Saarland (14,9%), Bremen (19,2%) und Sachsen-Anhalt 
(19,5%) fragen hingegen einen außerordentlich kleinen An-
teil an Energie für Verkehr nach, obwohl Bremen seine Brut-
towertschöpfung zu einem Viertel über den Verkehrssektor 
generiert. Dies könnte wieder mit der Energieintensität der 
Industrieproduktion erklärt werden. 

Im Vergleich zwischen dem Bundesdurchschnitt im End-
energieverbrauch des Gewerbes, des Handels und des 
Dienstleistungsbereichs (GHD)  sowie der privaten Haus-
halte  (44,4%) und der Verteilung innerhalb der Länder fällt 
auf, dass der Energieverbrauch dieser Verbrauchsgruppen 
insbesondere in Berlin (68,2%), in Mecklenburg-
Vorpommern (53,1%) und in Schleswig-Holstein (51,6%) 
wesentlich höher ist als im Durchschnitt. Dies kann mit dem 
sehr hohen Anteil des Dienstleistungssektors an der Brutto-
wertschöpfung dieser Bundesländer erklärt werden (dieser 
liegt bei mindestens 75%) oder umgekehrt, mit dem sehr ge-
ringen Gewicht der Industrie an der Wertschöpfung. Beides 
geht miteinander einher: Eine Dominanz der insgesamt hete-
rogenen Industrie führt zu einer untergeordneten Rolle der 
Dienstleistungsbranchen, die in ihrer Energieintensität regio-
nal nicht stark variieren.  

Wird der Endenergieverbrauch auf die erzielte Bruttowert-
schöpfung in den einzelnen Bundesländern bezogen, ergibt 
sich ein anderes Bild (Abbildung 11). Das Verhältnis von 1,0 
steht dabei für den bundesweiten Durchschnitt. Die Länder, 
die somit unterhalb des Bundesdurchschnitts liegen, gene-
rieren mit weniger Energie ihren Anteil an der Bruttowert-
schöpfung, während die Bundesländer, die darüber liegen, 

                                                

 

15 Hessisches Statistisches Landesamt (2012). 
16 Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung (2012). 
17 Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein (2012). 

Verhältnis von Ener-
gieverbrauch zur Wert-
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energieintensiver Wertschöpfung betreiben. Dabei fällt auf, 
dass unter den energieintensiv wirtschaftenden Bundeslän-
dern kleinere sowie ostdeutsche Länder sind. Das Saarland 
verbraucht anteilig am meisten Energie, gefolgt von Sach-
sen-Anhalt und Brandenburg.  

Abbildung 11: Verhältnis der verwendeten Endenergie  
zur erzielten Bruttowertschöpfung in den Bundeslän-
dern (2009) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: AG VGRdL (2012), LAK Energiebilanzen (2012a), eigene Berech-
nung 

Umgekehrt benötigt Hamburg am wenigsten Energie, um 
seinen Bruttowertschöpfungsanteil zu generieren. An zweiter 
Stelle steht Berlin, dicht gefolgt von Baden-Württemberg und 
Bayern. 

Ausschlaggebend bei der Betrachtung der Energieintensität 
der Wertschöpfung sind zum einen die Branchenzusammen-
setzung im Verarbeitenden Gewerbe und zum anderen das 
Gewicht der Dienstleistung in den einzelnen Bundesländern: 
Überwiegt der Dienstleistungsanteil, so ist in der Regel von 
einer energieeffizienteren Wertschöpfung auszugehen als 
bei einem hohen Wertschöpfungsanteil von Verkehr oder 
Industrie.  

Wie bedeutend die Struktur des Verarbeitenden Gewerbes in 
einem Bundesland für die energieeffiziente Wertschöpfung 
ist, kann gut am Beispiel von Baden-Württemberg, Bayern 
und Rheinland-Pfalz  gezeigt werden. In allen drei Bundes-
ländern überwiegt eindeutig der Industriesektor bei der 
Wertschöpfung – der Dienstleistungsanteil trägt somit in un-
terdurchschnittlichem Maße zur Wertschöpfung bei. Den-
noch gehört die Wertschöpfung in Baden-Württemberg und 
Bayern innerhalb Deutschlands mit zu den energieeffizien-

Die Zusammensetzung 
der industriellen 
Branchen und der 
Dienstleistungsanteil 
entscheiden über die 
Energieintensität der 
Wertschöpfung 
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testen, während Rheinland-Pfalz eine überdurchschnittlich 
energieintensive Wertschöpfung betreibt (siehe Abbildung 
11). Darin zeigt sich, dass der Maschinenbau und die Her-
stellung von Kraftwagen, die im Falle Baden-Württembergs 
fast die Hälfte der Wertschöpfung des Verarbeitenden Ge-
werbes ausmachen und im Falle Bayerns immerhin noch gut 
40%, relativ energiearm produzieren.18 19 Dahingegen benö-
tigt die Chemische Industrie, die in Rheinland-Pfalz für rd. 
35% der industriellen Wertschöpfung sorgt, sehr viel Energie 
für die Produktion.20 21 

                                                

 

18 Statistisches Landesamt Baden-Württemberg (2012a) und (2012b). 
19 Bayerisches Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung (2012) und (2011). 
20 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz (2011). 
21 Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz (2012). 
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UNTERNEHMENSSTRUKTUR 

Bedingt durch den ehemals monopolistisch strukturierten 
Industriezweig sowie der hohen Kapitalkosten sind die 
Markteintrittsbarrieren in der Energiewirtschaft hoch. Trotz 
der forcierten Liberalisierung des Energiemarktes seitens der 
EU sind die Wettbewerbsbedingungen in der Branche für 
neu in den Markt tretende Unternehmen nach wie vor 
schwierig: Hohe Infrastrukturaufwendungen verbunden mit 
einem hohen spezifischen Wissen sowie der teilweise not-
wendigen internationalen Vorleistungsverflechtung hemmen 
den Markteintritt. Hinzu kommt, dass die Mehrzahl der Un-
ternehmen als Folge der Monopolstellung Querverbundun-
ternehmen sind, welche als Versorgungsunternehmen in den 
Bereichen Strom, Gas und Fernwärme gleichzeitig aktiv 
sind. Die Funktionsbereiche der Energieversorgung und des 
Netzbetriebes sind jedoch im Zuge der Marktliberalisierung 
voneinander getrennt worden, was den Markteintritt deutlich 
erleichtert.  

Derzeit zeigt sich die Branche sowohl horizontal als auch 
vertikal hochkonzentriert: Etwa 30% der Unternehmen in der 
Energiewirtschaft sind umsatzstarke Betriebe mit einem 
Jahresumsatz von mindestens 50 Mill. Euro. Dabei sind in 
diesen Unternehmen fast 90% der Beschäftigten der Bran-
che tätig (siehe Abbildung 12). In Bezug auf die Produktion 
lässt sich sagen, dass mehr als 90% des Produktionswertes 
von Großunternehmen (mehr als 250 Beschäftigte) generiert 
werden. Auf kleine Unternehmen mit weniger als 20 Be-
schäftigten entfällt hingegen nur gut ein Zehntel der Produk-
tion (siehe Abbildung 13).  

Abbildung 12: Unternehmen der Energiewirtschaft nac h 
Umsatzgrößenklassen  

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: StBa (2012a), eigene Zusammenstellung 

Bezogen auf die Dominanz der größten Unternehmen, wird 
die Elektrizitätsabgabe an den Letztverbraucher zu 42% 
(2011) von den vier Großunternehmen RWE, Eon, Vattenfall 

Markteintritt 

Konzentration 
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und EnBW dominiert. Im Jahr 2008 lag dieser Anteil noch bei 
gut 50%. Im Gassektor versorgen die größten drei Unter-
nehmen 27% der Letztverbraucher und knapp 40% der Gas-
kraftwerke.22 23 

Gestützt durch den Ausbau der Erneuerbaren Energien 
bricht jedoch die Marktmacht der vier Großunternehmen zu-
nehmend auf. Viele Privatinvestoren aber vor allem Kommu-
nen engagieren sich mittlerweile im Energiesektor. Über In-
vestitionen in Wind- oder Solarkraftwerke wollen sich die 
Kommunen von den großen Versorgern unabhängig machen 
und Teile der erzielbaren Gewinne abschöpfen. Privatinves-
toren sind insbesondere im Bereich der Photovoltaik und 
auch in Biogasanlagen tätig. Die Vergütung für die Einspei-
sung von Strom aus EE sichert die Refinanzierung und bietet 
damit vor allem den Kommunen Investitionssicherheit.  

Die Vielzahl an Privatinvestoren sowie Kleinunternehmen 
stellen bereits einen Anteil von fast 38% der Unternehmen in 
der Energiewirtschaft. Diese beschäftigen aber weniger als 
1% der in der Branche tätigen Personen (Abbildung 13).  

Abbildung 13: Produktion in den Unternehmen der 
Energiewirtschaft nach Beschäftigtengrößenklassen 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: StBa (2012a), eigene Zusammenstellung  

                                                

 

22 Bundesnetzagentur und Bundeskartellamt (2012), S. 22 und S. 161. Die Namen der Gasunternehmen 

werden aus Gründen der Verschwiegenheit explizit nicht von der Bundesnetzagentur benannt. 
23 BDEW (2012), S. 36. 
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KOSTENSTRUKTUR 

 Die Kostenstruktur der Energiewirtschaft wird durch die Ma-
terialaufwendungen (Materialverbrauch und Wareneinsatz 
sowie bezogene Dienstleistungen) dominiert, die im Jahr 
2010 einen Anteil von 83,2% an den Gesamtkosten einneh-
men. Die Personalaufwendungen haben mit einem Kosten-
anteil von 3,6% ein deutlich geringeres Gewicht. Bezogen 
auf die einzelnen Branchen, unterscheidet sich insbesondere 
die Wärme- und Kälteversorgung (WZ-35.3) von den ande-
ren Branchensegmenten, da der Materialaufwand hier einen 
weitaus kleineren Anteil zugunsten der Personalaufwendun-
gen sowie der Investitionen einnimmt. Die Rendite der Ener-
giewirtschaft liegt vor Steuern mit 3,2% im positiven Bereich, 
nimmt aber im Vergleich zum Vorjahr ab. 

Abbildung 14: Kostenstruktur der Energieversorgung 
(2010) 

Quelle: StBa (2012a), eigene Berechnung 

Die Materialaufwendungen stellen die gewichtigste Kosten-
größe dieser Branche dar. Mehr als vier Fünftel verwendet 
die Energiewirtschaft für den Bezug von Energie zur Weiter-
verteilung, für den Erhalt des Kraftwerkparks sowie für bezo-
gene Dienstleistungen. Wegen der aus heutiger Sicht zu 
hoch ausgehandelter mittel- und langfristiger Einkaufspreise 
für Energie seitens einiger großer Energieversorger, werden 
die anteiligen Aufwendungen für den Bezug von Energie zur 
Weiterverteilung künftig noch zunehmen und die Kosten der 
Branche zusätzlich belasten. Aktuelle teils erfolgreich abge-
schlossene Verhandlungen von E.on und RWE werden sich 
erst mittelfristig positiv auf die Rendite auswirken. 

Materialaufwand 
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Die Energiewirtschaft investiert fast 3% ihres Umsatzes in 
den Ausbau der Kraftwerke und, aufgrund des zunehmen-
den Anteils Erneuerbarer Energien vor allem in den Ausbau 
der Netze sowie in Anlagen zur Produktion Erneuerbarer 
Energie. Damit stehen insbesondere die Netzbetreiber und 
die Energieversorger vor hohen Investitionsanstrengungen, 
so dass von einem Anstieg dieses Kostenanteils zulasten 
der Rendite auszugehen ist. Politische Absichten, den Aus-
bau Erneuerbarer Energien zu unterstützen, sollen jedoch 
eine ausreichende Rendite gewährleisten. So sind bei-
spielsweise im Bereich des Netzausbaus durch die jüngste 
Einführung der Entschädigungsregelung für die Errichtung 
und den Betrieb von Anbindungsleitungen von Offshore-
Windparks Investitionsrisiken abgebaut worden.24  

In erster Linie sind die großen Unternehmen in der Energie-
versorgung von hohen Investitionsanforderungen betroffen, 
die bislang ihren Kraftwerkpark auf Kern- oder Kohlekraft-
werke ausgerichtet hatten.  

In der Energiewirtschaft sind 221 Tsd. Arbeitnehmer be-
schäftigt. Mit Ausnahme von 2004 ist seit zwanzig Jahren ein 
fortlaufender Beschäftigtenabbau zu beobachten. Die Löhne 
und Gehälter steigen im Gegensatz hierzu seit 2004 kontinu-
ierlich, was auch mit einer zunehmenden Anzahl an geleiste-
ten Arbeitsstunden zusammenhängt. Die Anzahl der gering-
fügig Beschäftigten ist aufgrund der hohen Qualifikationsan-
forderungen mit einem Anteil von gut 2% gering. Insgesamt 
betragen die Personalaufwendungen in der Energiewirt-
schaft 3,6% am Umsatz. Das ist im Vergleich zu anderen 
Branchen der Ver- und Entsorgung (WZ-36-39) sehr wenig, 
die im Mittel eine Personalaufwandsquote von etwa 20% 
haben. Bezogen auf die einzelnen Teilbranchen sticht die 
Wärme- und Kälteversorgung (WZ-35.3) mit einem Perso-
nalaufwand von 10,7% heraus. Die Gasversorgung (WZ-
35.2) wendet lediglich 2% ihres Umsatzes für Personal auf, 
während die Elektrizitätsversorgung (WZ-35.1) hierfür einen 
Umsatzanteil von 3,7% aufwendet. 

Im Gegensatz zur konventionellen Energiewirtschaft zeigen 
aktuelle Studien des Bundesministeriums für Umwelt (BMU), 
die sich mit den Beschäftigungswirkungen des Ausbaus 
Erneuerbarer Energien in Deutschland befassen, dass sich 
die Bruttobeschäftigung in Abhängigkeit der Preisentwick-
lung sowie des Exportmarktes im Jahre 2030 auf 500.000 
bis 600.000 Beschäftigte ausweiten kann und die Beschäfti-
gungsauswirkungen somit positiv sind. 25 

                                                

 

24 BMU (2012a). 
25 BMU (2013) und (2011). 

Investitionen 
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Für das Jahr 2012 hält die jüngste Studie fest, dass im Be-
reich der Erneuerbaren Energien (EE) 377.800 Personen 
beschäftigt sind. Bei dieser Berechnung werden Personen 
gezählt, die mit der Herstellung der Anlage zur Nutzung Er-
neuerbarer Energien, deren Betrieb und Wartung, der Be-
reitstellung biogener Brenn- und Kraftstoffe beschäftigt sind, 
sowie die aus öffentlichen und gemeinnützigen Mitteln zu-
gunsten der EE resultierende Beschäftigung. 

Gegenüber dem Vorjahr ist die Bruttobeschäftigung im Jahr 
2012 um 1% zurückgegangen. Dies geht insbesondere auf 
die Entwicklung in der Solarenergie zurück. Von den fast 
380.000 Beschäftigten ist etwas über ein Drittel im Bereich 
der Biomasse tätig. Die Windenergie trägt mit 118 Tsd. Per-
sonen zu 31% zur Bruttobeschäftigung bei; Solarenergie zu 
27% (rd. 100 Tsd. Beschäftigte); Geothermie zu knapp 4% 
und zuletzt die Beschäftigung im Bereich öffentlich geförder-
ter Forschung und Verwaltung sowie die Wasserkraft mit ei-
nem Anteil von 3% bzw. knapp 2%. 

Die Rendite26 der Energiewirtschaft lag in 2010 auf einem 
stabilen positiven Niveau von 3,2%. Infolge der Energiewen-
de geht aber die Industrie für die Gesamtbranche kurz- und 
mittelfristig von einem Rückgang der Rendite aus. Dazu 
werden steigende Investitionsaufwendungen in den Ausbau 
der Netze beitragen. Hinzu kommen höhere Ausgaben als 
geplant für den vorzeitigen Rückbau der Kernkraftwerke 
sowie die Brennelementesteuer. Die Rechtmäßigkeit dieser 
Steuer ist zwar im Herbst 2011 von zwei Finanzgerichten 
infrage gestellt worden und hat zur Rückzahlung an die 
Energiekonzerne RWE und Eon geführt, der Bund hat sei-
nerseits aber Revision beantragt: Nach derzeitiger Rechtsla-
ge ist diesem Aufwandsposten damit noch Beachtung zu 
schenken, zumal die Energiekonzerne für jedes Kernkraft-
werk einzeln Klage erheben müssen und sie erst im An-
schluss mit einer Rückzahlung rechnen können. Ferner 
werden die ohnehin dominierenden Materialaufwendungen 
durch teilweise zu hoch ausgehandelte langfristige Einkaufs-
preise für Energien belastet.  

Bei den Personalaufwendungen ist infolge des kontinuierli-
chen Stellenabbaus mit einem weiteren Rückgang zuguns-
ten der Materialaufwendungen auszugehen. 

In Abhängigkeit von der Anbieterstruktur variiert das Be-
triebsergebnis. Im Gegensatz zu den großen Energiekon-
zernen, deren Geschäftsgrundlage noch in erster Linie auf 
den Betrieb fossiler Kraftwerke oder auf der Kernenergie ba-

                                                

 

26 Die Rendite ergibt sich aus der Kostenstrukturstatistik des Statistischen Bundesamtes als Restgröße im 

Verhältnis zum Umsatz.  

Rendite 
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siert, können Kleinanbieter im Bereich der Erneuerbaren 
Energien mit dauerhaft höheren Renditen rechnen. Dies ist 
zum einen auf den notwendigen Rückbau alter Kraftwerke 
durch die Energiekonzerne zurückzuführen sowie zum ande-
ren auf der garantierten staatlichen Einspeisevergütung, die 
es Kleinanbietern ermöglicht, ihre getätigten Investitionen si-
cher zu amortisieren. Insgesamt sind die Materialaufwen-
dungen bei diesen Kleinanbietern anteilig geringer sowie die 
Personalaufwendungen anteilig höher als bei den großen 
Energieanbietern. 
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